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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 86/16 B 
 
L 2 R 3964/14 (LSG Baden-Württemberg) 
S 4 R 96/12 (SG Freiburg) 
 
 
 
……………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. August 2016 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 17. Februar 2016 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 17.2.2016 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf Verfahrensfehler. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - die Entscheidung von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG ab-

weicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger trägt vor, das LSG habe seiner Entscheidung veraltete Atteste und Begutachtungen 

von 2012 und 2013 zugrunde gelegt, die bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidungen des SG 

und des LSG keinen Beweiswert hätten. In Bezug auf die Entscheidung des SG sei lediglich das 

nach § 109 SGG eingeführte Gutachten des Herrn Dr. M.             vom 18.4.2014 aktuell gewe-

sen. 

 

Im Kern rügt der Kläger damit die vom Berufungsgericht vorgenommene Beweiswürdigung im 

Rahmen der Tatsachenfeststellung und damit einen Verstoß des LSG gegen § 128 Abs 1 S 1 
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SGG. Auf eine Verletzung dieser Norm kann jedoch kraft ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung 

ein Verfahrensmangel nicht - dh weder unmittelbar noch mittelbar - gestützt werden (§ 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). Dies ist verfassungsrechtlich unbedenklich (BVerfG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 6 S 11). Auch die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit des Berufungsurteils kann 

mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Des Weiteren trägt der Kläger vor, das LSG hätte verfahrensfehlerhaft gehandelt, weil es den im 

SG-Verfahren gehörten Gutachter Dr. M.          , der auch im Berufungsverfahren eine Stellung-

nahme abgegeben habe, nicht als sachverständigen Zeugen vernommen bzw ihn nicht mit der 

erneuten Begutachtung beauftragt habe. 

 

Der Kläger hat damit nicht ausreichend dargelegt, das LSG habe Aufklärungs- bzw Hinweis-

pflichten aus § 106 Abs 1, § 112 Abs 2 S 2 SGG verletzt. Denn die Tatsachengerichte sind nicht 

verpflichtet, auf die Stellung von Beweisanträgen hinzuwirken (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 13), 

oder im Rahmen von Beweisanträgen sonstige Formulierungshilfen zu geben (Berchtold in 

Berchtold/Richter, Prozesse in Sozialsachen, 2. Aufl 2016, § 8 RdNr 141). Hält das Tatsachen-

gericht eine Beweisaufnahme für notwendig, so hat es keinen entsprechenden Beweisantrag 

herbeizuführen, sondern den Beweis von Amts wegen auch ohne Antrag zu erheben. Lehnt es 

die Beweiserhebung dagegen ab, so muss es nicht kompensatorisch auf einen Beweisantrag 

hinwirken und damit helfen, eine Nichtzulassungsbeschwerde vorzubereiten (vgl BSG SozR 

1500 § 160 Nr 13; Becker, SGb 2007, 328, 331; Berchtold, aaO, § 8 RdNr 141; 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX 

RdNr 132). Vertraut der Kläger darauf und unterlässt deshalb - prozessordnungskonfor-

me - Beweisanträge, so kann er später im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nicht gel-

tend machen, das LSG habe nicht gesetzesgemäß gehandelt (vgl Krasney/Udsching, aaO, 

Kap IX RdNr 127). 

 

Sofern der Kläger schließlich vorträgt, aus der verfahrensfehlerhaften Vorgehensweise des SG 

und des LSG komme zudem zum Ausdruck, einem nach § 109 SGG eingeführten Sachverstän-

digen grundsätzlich zu misstrauen, greift er - wiederum - die Beweiswürdigung des LSG an. Eine 

Verletzung des § 128 Abs 1 S 1 SGG ebenso wie des § 109 SGG kann jedoch ausdrücklich 

nicht gerügt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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